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Liebe Kolleginnen
und Kollegen!
Der Bundesfinanzminister ist ein ¹Allround-
Ministerª, das Bundesfinanzministerium ein
¹Super-Ministeriumª und das Spiegelbild der
immer stärkeren Vernetzung von Wirtschaft und
Finanzen. Ein starker Bundesfinanzminister ist
für die Steuerverwaltung eine Chance, insbeson-
dere dann, wenn er sich bewuût ist, welche Ver-
antwortung ihm unsere Verfassung auch für die
Steuerverwaltung der Länder zuweist. Immerhin
handelt die Steuerverwaltung im Auftrage des
Bundes. Die Bundesaufsicht erstreckt sich nicht
nur auf die Gesetzmäûigkeit, sondern auch auf
die Zweckmäûigkeit des Gesetzesvollzuges. Der
Bund kann politischen Einfluû nehmen, damit
sein Produkt, die Steuergesetze, in den Ländern
gleichmäûig umgesetzt werden.

Sein politischer Einfluû ist um so stärker, je stär-
ker er selbst in seinem eigenen ¹Berittª Zeichen
setzt und den Ländern mit gutem Beispiel voran-
geht. So habe ich den Bundesfinanzminister
gebeten, die Bundesbetriebsprüfung weiter aus-
zubauen. Auch die Verstärkung der Informa-
tionszentrale für steuerliche Auslandsbeziehun-
gen (IZA) und der Zentralstelle für Umsatz-
steuerkontrollverfahren in Saarlouis setzen
wichtige Signale. Immer deutlicher wird: eine
faire gleichmäûige Besteuerungspraxis über die
Ländergrenzen hinweg sichert faire Wett-
bewerbsbedingungen. Sie stärkt deshalb auch
den Wirtschaftsstandort Deutschland. Wirtschaft
und Steuern sind eng ineinander verwoben.
Dies hat der Bundesfinanzminister richtig er-
kannt. Zugleich gewinnt der Finanzföderalismus
eine Chance, wenn der Bund stärker als bisher
in diesem komplexen System seine rechtliche
und politische Verantwortung wahrnimmt.
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3 Bankgeheimnis legt Binde um Augen
der Betriebsprüfer

Die DSTG hat in einem Gespräch mit der Parlamentarischen
Staatssekretärin im Bundesfinanzministerium, Dr. Barbara
Hendricks, Stärken und Schwächen der geplanten Steuer-
reform diskutiert. Das Ziel sei richtig, im Detail müsse nachge-
bessert werden. Das Bankgeheimnis müsse abgeschafft wer-
den, weil es eine Binde um die Augen der Betriebsprüfer lege.

3/10 14. Steuer-Gewerkschaftstag:
Perspektiven für das nächste
Jahrtausend

Das höchste Beschluûorgan der DSTG wird am 1. und 2. Juni
1999 in Lübeck weitreichende Beschlüsse für die Gewerk-
schaftsarbeit fassen. Das Motto lautet: ¹Starke Steuerverwal-
tung ± Garant für sozialen Friedenª.

4 Ondracek an Lafontaine:
Bund muû stärkeren Einfluû
auf Besteuerung nehmen

Mit einem Ausbau der Bundesverwaltung soll Finanzminister
Lafontaine ein Beispiel für die Länder geben und Druck
machen. Der Bund sei mitverantwortlich, schrieb DSTG-Chef
Ondracek, daû es eine gleichmäûige Besteuerung in Deutsch-
land gibt.

6 Bayern schafft
neue Beförderungsstellen

Der bayerische Finanzminister Faltlhauser hat Forderungen
des DSTG-Chefs Ondracek aufgegriffen und im Doppel-
haushalt 1999/2000 1455 neue Beförderungsmöglichkeiten
geschaffen.

Titelfoto

v. l. n. r.: Ministerialrat Dr. Detlef Roland, Regierungsdirektor
Ralph Hoffmann, die Parlamentarische Staatssekretärin
Dr. Barbara Hendricks, der DSTG-Bundesvorsitzende Dieter
Ondracek und der stellvertretende DSTG-Bundesgeschäfts-
führer Rafael Zender.
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D ie aktuelle Steuer-
politik, aber auch
die Lage der Steu-

erverwaltung standen im
Mittelpunkt des Auftaktge-
sprächs von DSTG-Chef Die-
ter Ondracek mit der neuen
Parlamentarischen Staatsse-
kretärin beim Bundesmini-
ster der Finanzen, Dr. Bar-
bara Hendricks, am 14. De-
zember 1998 in Bonn. Der
Entwurf eines Steuerent-
lastungsgesetzes 1999/2000/
2002 wurde zum Teil kontro-
vers diskutiert.

Richtig sei ± so Ondracek ±
das Prinzip, über den Abbau
steuerlicher Vergünstigungen
und Sonderregelungen den
Tarif zu entlasten und dadurch
zugleich den Weg zu einer
durchgreifenden Steuerver-
einfachung zu finden.

Diese Zielsetzung sei aber
nur zum Teil sichtbar gewor-
den.

Gelungen sei z. B. auch die
Neufassung von § 45 d Abs. 1
Nr. 3 EStG. Danach müssen
Institute, die zum Steuerab-
zug verpflichtet sind, künf-
tig die Höhe des Betrages
angeben, für den aufgrund
des Freistellungsauftrages
vom Steuerabzug Abstand
genommen worden ist.

Im übrigen bekräftigte On-
dracek die DSTG-Kritik am
Steuerentlastungsgesetz,
insbesondere die neu vorge-
sehene Einteilung der sie-
ben Einkunftsarten in Ein-
künfte aus aktiver und pas-
siver Tätigkeit. Sie sei ei-
ne steuerpolitische Fehllei-
stung und werde die Finanz-
ämter in einem groûen Aus-
maû zusätzlich belasten.

Einigkeit bestand über das
Ziel, nämlich den Verlust-
ausgleich zu begrenzen.
Echte Verluste müûten aber
± so Ondracek ± auch weiter-
hin ausgleichbar sein. Ange-
setzt werden müsse daher

stärker bei der Beseitigung
der Sonderabschreibungsre-
gelungen. Alle Sonderab-
schreibungen seien in ir-
gendeiner Form Subven-
tionen, die im Steuerrecht
falsch angesiedelt seien. Der
richtige Weg wäre, offene
Subventionen zu gewähren.
Dann bedürfe es keiner
Begrenzung des Verlustab-
zugs. Unterscheidungen in
aktive und passive Ein-
künfte und damit in schlech-
te und gute Einkünfte seien
Konstruktionsfehler des Ge-
setzentwurfs.

Hendricks signalisierte Auf-
geschlossenheit für weni-

ger streitanfälligere und
praktikablere Möglichkei-
ten zur Verlustausgleichsbe-
grenzung.

Die Verlängerung der Spe-
kulationsfrist bei Grund-
stücken von zwei auf zehn
Jahre bringe ± so Ondracek
± erhebliche Praxisprobleme
mit sich. Wertsteigernde
Baumaûnahmen würden oft
behauptet, könnten aber
nicht mehr nachgewiesen
werden, da es keine Aufbe-
wahrungspflicht für Belege
gebe.

Die Verlängerung der Spe-
kulationsfrist für Wertpa-

piere von einem halben Jahr
auf ein Jahr stoûe ins Leere,
weil Spekulationsgewinne
praktisch nicht erklärt wür-
den. Unumgänglich sei es
daher, diese Maûnahme
durch die Abschaffung von
§ 30a AO (¹Bankgeheim-
nisª) zu flankieren. Dann
seien Kontrollmitteilungen
möglich. In diesem Fall sei
sogar eine Verlängerung der
Spekulationsfrist auf zwei
Jahre ein wichtiger Beitrag
zu mehr Steuergerechtig-
keit.

Die Begrenzung des Split-
tingvorteils auf 8000 DM
wurde von der DSTG abge-
lehnt. Die Begrenzung setze
eine komplizierte mehrtei-
lige Rechnung voraus. Sie
sei verwaltungsaufwendig,
streitanfällig und provoziere
Anträge auf getrennte Ver-
anlagung.

Die DSTG-Vertreter bedau-
erten, daû die Mitwirkungs-
möglichkeiten des Bundes
bei der Betriebsprüfung zu
schwach seien. Der Bund sei
zur Hälfte an den Einnah-
men beteiligt und müsse
dementsprechend auch stär-
ker Einfluûmöglichkeiten
haben.

Ondracek forderte den Bun-
desfinanzminister auf, stär-
keren politischen Einfluû
auf die Personalplanung
der Länder zu nehmen.
Hendricks verwies auf die
Personalhoheit der Länder
und gleichzeitig auf Teiler-
folge, die das Bundesfinanz-
ministerium bei der Ver-
stärkung der Betriebsprü-
fung und Steuerfahndung
der Länder bereits erreicht
habe.

Die Verlängerung der Auf-
bewahrungsfristen auf zehn
Jahre für die in § 147 Abs. 1
Nr. 1 und 4 EStG genannten
Unterlagen (Bücher, Inven-
tare, Jahresabschlüsse usw.)
sei insbesondere im Blick

Hendricks-Gespräch: Steuerverwaltung stärken ± Steuerrecht vereinfachen

Bankgeheimnis legt Binde
um Augen der Betriebsprüfer

Vorankündigung

Lübeck, 30. Mai bis 2. Juni 1999:
14. Steuer-Gewerkschaftstag

Der 14. Steuer-Gewerkschaftstag findet am 1. und 2. Juni
1999 in der Musik- und Kongreûhalle Lübeck statt. Er
steht unter dem Motto:

¹Starke Steuerverwaltung ± Garant für sozialen Friedenª.

Erwartet werden über 400 Delegierte und Gäste aus
allen Teilen der Bundesrepublik Deutschland.

Aufgabe des Steuer-Gewerkschaftstages ist es, die
Grundlinien der Gewerkschaftsarbeit für die nächsten
Jahre festzulegen. Hierzu werden dem Gewerkschafts-
tag zahlreiche Anträge zu allen Bereichen der gewerk-
schaftlichen Interessenvertretung vorliegen. Höhepunkt
des Gewerkschaftstages wird die öffentliche Kund-
gebung sein, zu der über 1 000 Teilnehmer erwartet wer-
den. Der vorläufige Zeitplan beinhaltet:

30. Mai 1999: Sitzungen von Bundesleitung
und Bundeshauptvorstand
(nichtöffentlich)

31. Mai 1999: Fortsetzung der Sitzung des Bundes-
hauptvorstandes (nichtöffentlich)

1. Juni 1999: 14. Steuer-Gewerkschaftstag ±
9.00 Uhr Arbeitstagung (öffentlich);
14.00 Uhr öffentliche Kundgebung

2. Juni 1999: 10.00 Uhr Fortsetzung der Arbeitstagung
(öffentlich); 13.00 Uhr Sitzungen der
Bundesfrauenvertretung und der Tarif-
kommission (nichtöffentlich)
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A n Bundesfinanzmi-
nister Oskar Lafon-
taine hat DSTG-

Chef Dieter Ondracek ap-
pelliert, die politische Ver-
antwortung für einen mög-
lichst gleichmäûigen Geset-
zesvollzug zu verstärken.
Dies könne über den Aus-
bau der Bundesbetriebsprü-
fung, Informationszentralen
sowie eine bundesweite
¹Task Forceª geschehen.

Das dafür notwendige Per-
sonal solle in den Haus-

Bundesweite Task
Force würde helfen

haltsplanungen des Bundes
bereitgestellt werden. Der
Bundesfinanzminister könne
positive Zeichen setzen mit
einem guten Beispiel für die
Länderfinanzminister.

Die Bundesbetriebsprüfung
müsse ein wirksames Kor-
rektiv für Fehlentwicklun-
gen in den Ländern sein.
Dort bestehe die Neigung,
aus Standortgründen steuer-
liche Vorschriften groûzügig
zugunsten der Betriebe aus-
zulegen. Finanziell betrof-
fen sei davon zumindest zur
Hälfte der Bund, nach Be-
rücksichtigung des Länder-
finanzausgleichs auch die
anderen Bundesländer.

Eine starke Bundesbetriebs-
prüfung würde die Länder
auch zu kürzeren Prüfungs-
abständen zwingen und
damit zeitnah zusätzliche
Gelder in die öffentlichen
Kassen bringen. Mit der der-
zeitigen Personalstärke der
Bundesbetriebsprüfung sei
dies nur sehr eingeschränkt
möglich. ¹Die Mehrsteuern,
die durch die Tätigkeit der
Bundesbetriebsprüfer nach-
erhoben werden, überstei-
gen den Personal- und Sach-
kostenaufwand um ein Viel-
fachesª, schrieb Ondracek.
Die Bundesbetriebsprüfung
solle aus dem Stelleneinzug

herausgenommen und we-
nigstens um 150 Prüferinnen
und Prüfer aufgestockt wer-
den.

Weiterhin fordert Ondracek
eine Verstärkung der beim
Bundesamt für Finanzen an-
gesiedelten ¹Informations-
zentrale für steuerliche Aus-
landsbeziehungenª (¹IZAª
± Hinweis auf Seite 5). In
dieser Zentralstelle sei ein
bedeutsamer Datenstamm
aufgebaut worden als wich-
tige Erkenntnisquelle für
Auslandsbeziehungen. Die
¹IZAª liefere letztlich die
Entscheidungsgrundlage
dafür, ob die Auslandsbezie-
hungen steuerlich aner-
kannt werden und Zahlun-
gen als Betriebsausgaben
oder Verluste abziehbar sei-
en. Neben der Wartung,
Pflege und der ständigen Er-
gänzung des Datenbestan-
des sei es für die Betriebs-
prüfer und Steuerfahnder
besonders wichtig, daû An-
fragen rasch bearbeitet wer-

den können. Dies sei derzeit
nicht gewährleistet.

Nicht zuletzt sei auch die
Zentralstelle für das Um-
satzsteuerkontrollverfahren
in Saarlouis zu verstärken.
Dort seien die Kolleginnen

Vorsteuerbetrug
nimmt laufend zu

und Kollegen überlastet.
Vielfach werde darüber ge-
klagt, daû die zentrale Stelle
in Saarlouis telefonisch
kaum erreichbar sei. Der Per-
sonalbestand sei so knapp
bemessen, daû nur mit zu-
sätzlich abgeordneten Kräf-
ten die Arbeit einigermaûen
bewältigt werden könne.

¹Der Vorsteuerbetrug nimmt
laufend zu und wird teilwei-
se im Rahmen der orga-
nisierten Kriminalität be-
triebenª, so Ondracek. Er
schlägt hier eine ¹Task
Forceª mit eigenen Ermitt-
lungskompetenzen vor, die
EU-weit tätig werden kön-
ne. Als Sofortmaûnahme
sollte ± so Ondracek ± eine
zentrale Betrugsdatenbank
eingerichtet werden, ¹um
die reisenden Vorsteuerbe-
trüger stellen zu könnenª.

auf die Fahndungsmaûnah-
men bei den Banken ein
Schritt in die richtige Rich-
tung. Die längeren Aufbe-
wahrungsfristen müûten je-
doch auch auf die Handels-
und Geschäftsbriefe und die
sonstigen Unterlagen aus-
gedehnt werden (§ 147 Abs.
1 Nr. 2 bis 4 EStG), forderte
der DSTG-Bundesvorsitzen-
de.

Bekräftigt wurde die DSTG-
Forderung, § 30a AO (¹Bank-
geheimnisª) abzuschaffen.
Er lege den Betriebsprüfern
eine Binde um die Augen
und begünstige die Steuer-
kriminalität. Der Paragraph
gelte im Steuerstrafverfah-
ren ohnehin nicht und spie-
gele den Bankkunden eine
Sicherheit vor, die es in
Wirklichkeit nicht gebe.

Abgelehnt wurde von der
DSTG auch eine Abgeltung-
steuer auf Kapitaleinkünf-
te. Diese begünstige aus-
schlieûlich die ¹groûenª
Sparer. Dies sei aus Grün-
den der Steuergerechtigkeit
nicht hinzunehmen.

Zur Reform der Unterneh-
mensbesteuerung kündigte
Hendricks die Einberufung
einer Bund-Länder-Kom-
mission unter Beteiligung
von Wissenschaft und Ver-
bände an. Ziel sei es, ¹eine
von der Rechtsform unab-
hängige Besteuerung aller
Unternehmenseinkünfte mit
einem einheitlichen Steuer-
satz von höchstens 35% ein-
zuführenª.

DSTG lehnt eine
Abgeltungssteuer ab

An dem Gespräch nahmen
für die DSTG neben dem
Bundesvorsitzenden der stell-
vertretende Bundesgeschäfts-
führer Rafael Zender sowie für
das Bundesfinanzministerium
die Referatsleiter Dr. Detlef
Roland und Ralph Hoffmann
teil.

Das Gespräch fand in einer
angenehm offenen Atmo-
sphäre statt und soll ± so der
Wunsch der DSTG ± alsbald
mit dem Bundesfinanzmi-
nister Lafontaine fortgesetzt
werden.

Die Internet-Statistik
zeigt weiter steigendes Interesse

Nach der ersten Veröffentlichung der www-Statistik für
die Monate Juni bis August 1998 in der November-Ausga-
be dieser Zeitung ist die Nachfrage des DSTG-Informa-
tionsangebotes im Internet weiter gestiegen. So wurden
im Oktober 5.211 Zugriffe, im November 7.078 und im De-
zember 6.925 auf das DSTG-Programm, das laufend ak-
tualisiert wird, registriert. Dabei waren Internet-Besucher
neben Deutschland (über 4.000 Zugriffe im Monat) nahe-
zu aus sämtlichen EU-Mitgliedstaaten aber auch aus Ar-
gentinien, Australien, USA und Japan vertreten.

Unsere Adresse: http://www.dstg.de.

Über ein sog. Link ist die DSTG auch mit dem DBB-
Internetprogramm (http://www.dstg.dbb.de) verbunden
bzw. umgekehrt über die DBB-Internetseite (http://
www.dbb.de) zu erreichen.

Die Bundesgeschäftsstelle erreichen auch vermehrt An-
fragen auf elektronischem Wege (e-mail). Wir bitten bei
diesen mailings darauf zu achten, daû die Post-Adressen
nicht vergessen werden.

Unsere e-mail- wie auch die Internet-Adresse finden Sie
im Impressum.

Ondracek schreibt an Lafontaine:

Bund muû Einfluû auf
Besteuerung stärken
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D er Bundesvorsitzen-
de Dieter Ondracek
stattete der IZA

beim Bundesamt für Finan-
zen einen Besuch ab. Was
verbirgt sich hinter dem Kür-
zel ¹IZAª? Das Kürzel steht
für ¹Informationszentrale
für steuerliche Auslandsbe-
ziehungenª. Die IZA ist eine
verwaltungsinterne Einrich-
tung, die den Bundes-
und Landesfinanzbehörden,
nach § 111 Abs. 1 AO auch
anderen Behörden, Informa-
tionen über steuerlich rele-
vante Auslandssachverhalte
übermittelt. Der IZA obliegt
die zentrale Sammlung und
Auswertung von Unterlagen
über steuerliche Auslands-

Wertvolle
Informationen werden

gesammelt

beziehungen. Hierzu erfaût
sie alle sachdienlichen Infor-
mationen, die für die Tätig-
keit der Steuerverwaltung
von Bund und Ländern von
Bedeutung sein können und
stellt zu diesem Zweck auch
eigene Ermittlungen an. Sie
sammelt und erteilt Informa-
tionen über

± ausländische Kapitalge-
sellschaften und die Qua-
lifizierung ausländischer
Gesellschaften als Briefka-
sten-, Sitz-, Domizil- oder
Zwischengesellschaften,

± die Rechtsprechung und
Kommentierung zur steu-
erlichen Beurteilung der
Beziehungen von Inlän-
dern zu ausländischen Ba-
sisgesellschaften,

± Steueroasen,

± Beziehungen von im In-
land ansässigen Personen
zum Ausland,

± Beziehungen von im Aus-
land ansässigen Personen
zum Inland,

± Sachverhalte, Erfahrun-
gen und Vergleichswerte,
die für die Beurteilung der
vorgenannten Beziehun-
gen von Bedeutung sein
könnten,

± allgemein steuerlich be-
deutsame Verhältnisse im
Ausland.

Auch wenn die Möglichkei-
ten des deutschen Fiskus an
der Staatsgrenze enden, so
kann die Steuerverwaltung
doch gezielt ¹über den
Zaunª blicken. Der Steuer-
fiskus ist über die Staats-
grenze hinweg nicht völlig
blind. Die naturgegebene
Neugier des Fiskus endet
nicht an der Staatsgrenze.
Deutsche Steuerbeamte
können im Ausland nicht er-
mitteln. Sie können aber
gezielt Material über Aus-
landsbeziehungen sammeln.

Die IZA erhält dabei Infor-
mationen über Auslands-
sachverhalte von inländi-
schen Finanzbehörden, be-
sonders aus örtlichen Prü-
fungen durch Betriebsprü-
fung oder Steuerfahndung.

Die IZA ordnet und sammelt
ausländische handels-, ge-
sellschafts-, register-, investi-
tions- und steuerrechtliche
Vorschriften, Presseveröf-
fentlichungen und vieles an-
dere mehr. Die Datensamm-
lung betrifft grundsätzlich
alle Staaten der Welt. Die
Schwerpunkte sind aber
naturgemäû die bekannten
Steueroasen Liechtenstein,
Schweiz, Luxemburg, Irland,
die englischen Kanalinseln
und die Karibik.

Wenn in Liechtenstein mit
insgesamt rund 30 000 Ein-
wohnern rund 70 000 Fir-
men registriert sind, dann ist
wohl nicht nur Steuerfach-
leuten klar, daû dies nicht al-
les voll arbeitende Betriebe
von Liechtensteiner Bürge-
rinnen und Bürgern sind,
sondern der aller gröûte Teil
¹Briefkastenfirmenª auslän-
discher Bürger und hier vor
allem deutscher Bürger sind.

Die IZA hat in ihrem Com-
puter rund 70 Mio. Daten-
sätze gespeichert. Die IZA
weiû vieles, aber noch lange
nicht alles. Sie hat keinen

eigenen Ermittlungsdienst
und auch keine Möglichkeit,
die wahren Inhaber der
¹Briefkastenfirmenª zu ent-
tarnen. In den allgemein zu-
gänglichen Unterlagen sind
meist nur Anwälte als Ver-
treter registriert. Aber durch
das gezielte Auswerten vie-
ler einzelner Daten lassen
sich dann oftmals in einer
Art ¹Puzzlespielª Schlüsse
ziehen, die dann steuer-
rechtliche Konsequenzen
nach sich ziehen.

So liefern dann oftmals die
Auskünfte der IZA dem Be-
triebsprüfer, dem Steuer-
fahnder oder dem Veranla-
gungsfinanzamt die Grund-
lage, Betriebsausgaben oder
Werbungskosten über § 160
Abgabenordnung nicht an-
zuerkennen und so die Steu-
ern nachzufordern.

Die durch IZA-Auskünfte
zustande gekommenen Steu-
ernachforderungen belau-
fen sich jährlich auf ca. 300
Mio. DM.

Auch für das IZA-Personal
gilt die von der DSTG ge-
troffene Feststellung, daû
sich die Personalkosten ¹be-
triebswirtschaftlichª lohnen.
Auch die IZA leidet wie die
Finanzämter und Prüfungs-
dienste an Personal. Mit

5 Millionen DM
Mehrsteuern könnten
hereingeholt werden

mehr Personal könnten die
Recherchearbeiten verstärkt
und die Auskunftszeiten
verkürzt werden.

In der IZA sind derzeit rund
60 Beschäftigte tätig. Dies
bedeutet rein rechnerisch,
daû durch die Tätigkeit ei-
nes einzelnen Beschäftigten
rund 5 Mio. DM Mehrsteu-
ern hereingeholt werden
könnten. Die Personalko-
sten für die IZA trägt der
Bund. An den Bundesfi-
nanzminister geht daher die
Forderung, beim nächsten
Haushalt mehr Planstellen
für die IZA einzusetzen. Ein
Vielfaches der Personalko-
sten kommt ihm auf der Ein-
nahmenseite als Bundesan-
teil zugute.

630-Mark-Jobs
am Ziel vorbei

Die vorgesehene Neurege-
lung der sog. geringfügigen
Beschäftigungsverhältnisse
geht nach Feststellung der
Geschäftsführung der DBB-
Bundesfrauenvertretung am
Ziel einer verbesserten Al-
terssicherung für Frauen
gänzlich vorbei.

Durch die Abschaffung der
20%igen Pauschalbesteue-
rung und die Einführung
einer Sozialversicherungs-
pflicht für die Arbeitgeber
werden zwar die Rentenkas-
sen entlastet, die Betroffe-
nen ± zu über zwei Drittel
Frauen ± erwerben aber kei-
nerlei Leistungsansprüche.

Nach Einschätzung der
DBB-Bundesfrauenvertre-
tung werden die geplanten
¾nderungen auch nicht da-
zu führen, die Aufteilung
von Vollzeitarbeitsplätzen in
ungeschützte Arbeitsverhält-
nisse zu beenden. Denn die
sog. geringfügigen Beschäf-
tigungsverhältnisse bleiben
für die Arbeitgeber auch
nach der geplanten Neure-
gelung gegenüber normal
sozialversicherungspflichti-
gen Beschäftigungsverhält-
nissen attraktiver.

Die DBB-Bundesfrauenver-
tretung fordert eine Um-
wandlung in reguläre Teil-
zeitarbeitsverhältnisse.

Straffung bei
OFD'en bleibt

Bundesfinanzminister Oskar
Lafontaine hat entgegen
dem Votum der Finanzpoliti-
ker der SPD-Bundestags-
fraktion entschieden, daû an
der Straffung der Bundes-
abteilungen der Oberfi-
nanzdirektionen festgehal-
ten wird. Nach wie vor be-
stehen rechtliche Bedenken
gegen die Rechtsverord-
nung. Über eine vom Land
Hessen erhobene Verfas-
sungsgerichtsklage ist noch
nicht entschieden.

IZA ist ¹Auswärtiges
Amtª für Steuersachen
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I n einem Gespräch in
Bonn hatte der DSTG-
Bundesvorsitzende den

Bayerischen Finanzminister
Professor Dr. Kurt Faltlhau-
ser darauf hingewiesen, daû
die Beförderungsmöglich-
keiten der bayerischen Steu-
erbeamten schlechter seien
als in anderen Bundeslän-
dern. Bayern habe Nachhol-
bedarf. Die Stellenplanober-
grenzen und der Funktions-
gruppenstellenschlüssel sei-
en nicht voll ausgeschöpft
worden.

Finanzminister Faltlhauser
äuûerte, er wolle keinesfalls
die bayerischen Steuerbe-
amten benachteiligen.

Faltlhauser teilte jetzt dem
bayerischen Landesvorsit-
zenden Josef Bugiel mit, daû
er im Doppelhaushalt 1999/
2000 insgesamt 1455 neue
Beförderungsmöglichkeiten
schaffen werde. Davon ent-
fielen auf die Laufbahn des
mittleren Dienstes rund 960,
auf die Laufbahn des geho-
benen Dienstes rund 450
und die Laufbahn des höhe-
ren Dienstes rund 45 Beför-
derungsmöglichkeiten.

Die DSTG begrüût diese kla-
re Aussage und das Bemü-
hen des Bayerischen Fi-
nanzministers.

Nach Berechnung der
DSTG/bfg sind aber damit
noch nicht alle Möglich-
keiten ausgeschöpft. In der
bayerischen Steuerverwal-
tung sind dem mittleren
Dienst in groûem Umfang
Sachbearbeiteraufgaben des
gehobenen Dienstes über-
tragen worden. Für diese auf
den mittleren Dienst abge-
schichteten Funktionen ist
die Stellenbewertung nach
einem Sonderstellenschlüs-
sel möglich. Hier bestehen
noch weitere Möglichkeiten
auf Umwandlung und Aus-
weis von Beförderungsstel-
len im mittleren Dienst.

Im gehobenen Innendienst
sind auch nach den nun vor-
gesehenen Hebungen noch
nicht alle Möglichkeiten ge-
nutzt, die die Stellenplan-
obergrenzen des Bundes zu-
lassen.

Für den Bereich der Be-
triebsprüfung und Steuer-
fahndung bestehen nach
Ansicht der DSTG/bfg

ebenfalls noch Spielräume,
wobei es gilt, den Funk-
tionsstellenschlüssel für alle
Auûendienste zu öffnen und
die Stellenbewertungen ent-
sprechend anzuheben.

Alle Auûendienste zusam-
men erwirtschafteten 1997
bundesweit ein Mehrergeb-
nis von rund 25 Mrd. DM
und dies sehr oft unter er-
schwerten Bedingungen.
Die Finanzminister, die
gerne Neuerungen aus der

Privatwirtschaft überneh-
men, sind hier gefordert, die
auûergewöhnliche Leistung
angemessen zu honorieren
und durch zeitnahe Beförde-
rung neue Motivationsanrei-
ze zu schaffen. Die DSTG
bemüht sich in allen Gesprä-
chen mit den Landesfinanz-
ministern und den Verant-
wortlichen im Bund eine
Verbesserung der Funk-
tionsgruppenverordnung zu
erreichen.

Vorbereitungsgespräch
mit BMI Schily über Tarifrunde

Ein Vorbereitungsgespräch zur diesjährigen Tarifrunde
des öffentlichen Dienstes hat die GGVöD-Spitze mit Bun-
desinnenminister Otto Schily am 04. Januar 1999 in Bonn
geführt. Dabei ist der 29. Januar 1999 als Termin für die
Auftaktrunde der Tarifverhandlungen zwischen Bund,
Ländern und Gemeinden und GGVöD bestätigt worden.

Die GGVöD ± die Tariforganisation des Deutschen Beam-
tenbundes (DBB) ± ist mit der Forderung von 5,0 Prozent
mehr Lohn und Gehalt in die Stuttgarter Tarifrunde ge-
gangen. Darüber hinaus fordert die GGVöD einen Sofort-
stopp des Stellenabbaus, eine aufgabengerechte Perso-
nalausstattung, Überstundenabbau und Arbeitszeitflexi-
bilisierung mit Arbeitszeitkonten sowie zusätzliche Aus-
bildungsplätze im öffentlichen Dienst.

Nach vier ¹Kanther-Jahrenª hat es die GGVöD mit ihrer
Vertretungsmacht von 1,2 Millionen Mitgliedern im öf-
fentlichen Dienst in Stuttgart erstmals mit Schily als Ver-
handlungsführer der öffentlichen Arbeitgeber zu tun. Da-
bei wird die Tariforganisation des DBB die Tarifverhand-
lungen voraussichtlich letztmalig unter dem alten Namen
GGVöD führen. Gegenüber Schily kündigte der GGVöD-
und stellvertretende DBB-Vorsitzende Horst Zies für No-
vember 1999 die Umbenennung in ¹DBB-Tarifunionª an.

Der stellv. DSTG-Bundesvorsitzende und Vorsitzende
der DSTG-Tarifkommission Helmut Overbeck (li.)
begrüût den Verhandlungsführer der öffentlichen

Arbeitgeber Bundesinnenminister Otto Schily.
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Die Teilnehmer der Gesprächsrunde (v. l. n. r.):
der Bundesvorsitzende Dieter Ondracek,

der stellvertr. Bundesgeschäftsführer Rafael Zender,
der Bundesgeschäftsführer Dr. Paul Courth,
Oberregierungsrat Harald Hübner und der

bayerische Finanzminister Professor Dr. Kurt Faltlhauser.

Bayern schafft neue
Beförderungsstellen
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D er DSTG-Chef Die-
ter Ondracek war
in der öffentlichen

Anhörung zum Steuerent-
lastungsgesetz 1999/2000/
2002 am 7./8. Dezember
1998 bei den Abgeordneten
des Finanzausschusses des
Deutschen Bundestages ge-
fragt. Für die DSTG eine
gute Chance, ihre steuer-
politischen Positionen sicht-
bar zu machen. Zwei Bei-
spiele zum Mehrkontenmo-
dell und zum Abzugsverbot
von ¹Schmiergeldernª:

Auf die Frage zum Schuld-
zinsenabzug über Mehrkon-
tenmodelle hat Ondracek
deutlich gemacht, wie unge-
recht die Mehrkontenmo-
delle sind. Dabei war es
möglich, zum Beispiel die
Kasseneinnahmen auf ei-
nem Konto einzuzahlen und
dieses Konto im positiven
Bereich zu halten. Die Pri-
vatentnahmen wurden von
diesem Konto getätigt. Auf
einem zweiten Konto wur-
den die betrieblichen Zah-
lungen mit Kredit abgewik-
kelt. Bei getrennter Betrach-
tung fielen für die private
Mittelverwendung keine
Schuldzinsen an. Alle anfal-
lenden Schuldzinsen stan-
den mit betrieblichen Zah-
lungen im Zusammenhang
und waren somit als Betriebs-
ausgaben abziehbar. Der Re-
gierungsentwurf grenzt den
Schuldzinsenabzug als Be-

Ondracek verlangt
Wiedereinführung
des einheitlichen

Schuldzinsenabzugs

triebsausgaben ein. Er rea-
giert damit auf den Beschluû
des Groûen Senats des
Bundesfinanzhofs, wonach
Zwei- und Drei-Kontenmo-
delle zugelassen wurden.

Die richtige Lösung sei ± so
Ondracek ± den einheit-
lichen Schuldzinsenabzug
wieder einzuführen. Dann
gäbe es nämlich keine Ab-
grenzungsprobleme mehr

und der Grundsatz der Be-
steuerung nach der steuer-
lichen Leistungsfähigkeit
wäre gewährleistet.

Eine Frage zum Abzug von
Schmier- und Bestechungs-
geldern beantwortete der
Bundesvorsitzende: ¹Auf der
einen Seite ist klar: Korrup-
tionsbekämpfung muû ei-
nen hohen Stellenwert ha-
ben. Korruption muû nicht
nur innerhalb der staat-
lichen Ordnung, also inner-
halb der Bürokratie, be-
kämpft werden, sondern sie
muû insgesamt bekämpft
werden. Wir haben insofern
ein Problem mit der Neu-
regelung, als auf keinem

Probleme in der Praxis
mit den Schmiergeldern

Beleg ¹Schmiergeldª oder
¹Bestechungsgeldª steht.
Wenn es so einfach wäre,
könnte man diese Belege
aussondern und aussortie-
ren und damit den Abzug
ausschlieûen. Das wird nicht
der Fall seinª.

Während nach der bisheri-
gen Regelung das Abzugs-
verbot nur dann greift, wenn
eine rechtskräftige Verurtei-
lung vorliegt, soll nach der
neuen Regelung bereits die
Steuerverwaltung befugt
sein, den Abzug als Be-
triebsausgaben auszuschlie-
ûen. Ondracek hat darauf
hingewiesen, daû die Er-
mittlungen für die Betriebs-
prüfer und Steuerfahnder
schwieriger und zeitaufwen-
diger werden. ¹Mit Blick auf
das Umsetzen in die Praxis
mahnen wir an, daû eine
zentrale Zuständigkeit ein-
geführt werden müûte, mei-
netwegen beim Bundesamt
für Finanzen, das ja sowieso
den internationalen Bereich
beobachtet und Daten und
Materialsammlungen hat.
Dort könnte etwa eine ¹Task
Forceª angesiedelt werden,
die gesetzlich fundierte Zu-
ständigkeiten und Kompe-
tenzen haben müûte.ª

Im ersten Teil der Anhörung,
bei dem die Fragestellungen
aus Zeitgründen nur bis zur
¾nderung in § 6 EStG führ-
ten, war der DSTG-Bundes-
vorsitzende mit neun Frage-
stellungen der mit am häu-
figsten gefragte Sachver-
ständige.

Gefragt war die DSTG zu
den ¾nderungen von

± § 2 Abs. 1 a und 3 EStG,
± § 2 a Abs. 3 u. 4 EStG,
± § 3 Nr. 9 EStG,
± § 4 Abs. 2 EStG,
± § 4 Abs. 4 a EStG,
± § 4 Abs. 5 Nr. 10 EStG und
± § 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG.
Über die DSTG-Position
zum Steuerentlastungsge-
setz insgesamt berichteten
wir bereits in der Dezember-
Ausgabe 1998 (Seite 151).

Die Bundesregierung sowie Repräsentan-
ten der Wirtschaftsverbände und der Gewerkschaften
haben sich am 7. Dezember 1998 bei einem Spitzenge-
spräch unter Vorsitz des Bundeskanzlers darauf verstän-
digt, gemeinsam in einem Bündnis auf einen Abbau der
Arbeitslosigkeit hinzuarbeiten und die Wettbewerbsfä-
higkeit der Wirtschaft zu stärken. Das nächste Gespräch
soll am 25. Februar 1999 stattfinden.

Ein Faltblatt zum Thema ¹Arbeitnehmer-
beitrag in der Zusatzversorgungª hat die GGVöD her-
ausgegeben, weil die Arbeitnehmer des öffentlichen
Dienstes nach dem Tarifabschluû aus dem Jahr 1998 ab
1. Januar 1999 einen eigenen Beitrag zu ihrer Zusatzver-
sorgung leisten müssen ± sofern sie bei der Versorgungs-
anstalt des Bundes und der Länder (VBL) versichert sind.
Die DSTG hat das Faltblatt in einer Auflage von 15000
Exemplaren über die Ortsverbände (West) an die Mit-
glieder verteilt. Einzelexemplare sind kostenlos bei
der Bundesgeschäftsstelle, In der Raste 14, 53129 Bonn
(Tel.: 02 28-53 00 50) erhältlich.

Am 2. Januar 1999 ist der Ehrenvorsitzen-
de der DBB-Tarifunion und GGVöD, Kollege Karl-Heinz
Baetge, 70 Jahre alt geworden. Als Vorsitzender der
Gemeinschaft tariffähiger Verbände im DBB (jetzt: DBB-
Tarifunion) in den Jahren 1967 bis 1990 hat Baetge die
Entwicklung der Tariflandschaft im öffentlichen Dienst
entscheidend mitgeprägt.

Die öffentlichen Arbeitgeber haben den
ehemaligen Oberbürgermeister der Stadt Leipzig,
Dr. Hinrich Lehmann-Grube (SPD, 66 Jahre) als neuen
¹neutralenª Schlichter für den Fall eines Schlichtungs-
verfahrens bei den Tarifverhandlungen im öffentlichen
Dienst benannt. Lehmann-Grube tritt damit die Nachfol-
ge des ehemaligen Ministerpräsidenten von Rheinland-
Pfalz, Carl-Ludwig Wagner, an. Die DBB-Tarifunion/
GGVöD hatte bereits in der letzten Tarifrunde den ehe-
maligen Bürgermeister von Bremen, Hans Koschnick,
für weitere zwei Jahre als unparteiischen Schlichter be-
rufen.

Verwaltungsangestellte, die nicht im
Westteil Berlins arbeiten, können keine Bezahlung nach
dem BAT (¹Westª) verlangen. Das BAG hat am 26. No-
vember 1998 die Klagen von zwei im Ostteil Berlins täti-
gen Angestellten auf Zahlung nach BAT-West gegen das
Land Berlin abgewiesen (Az.: 6 AZR 335/97).

+++ Tarif-Telegramm +++

Steuerreform: DSTG im
Finanzausschuû stark gefragt
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D er Auftakt der dies-
jährigen gewerk-
schaftspolitischen

Arbeitstagung des DBB am
12. Januar 1999 in Bad
Kissingen stand im Zeichen
der Einkommensrunde 1999.
Bundesinnenminister Otto
Schily und DBB-Chef Er-
hard Geyer kreuzten die
Klinge. Dabei schien die
Ausgangsposition denkbar
gut. Denn der politische
Rahmen für die Einkom-
mensrunde wird bestimmt
von einer volkswirtschaftli-
chen Diskussion: ¹Kann die
Arbeitslosigkeit abgebaut
werden, wenn die Bin-
nennachfrage gestärkt wird,
± neben Steuersenkungen
auch durch Einkommens-
erhöhungen?ª. Die ¹Nach-
fragepolitikerª beantworten
diese Frage mit einem
klaren ¹Jaª. Insbesondere
im Bundesfinanzministeri-
um wird diese These mit
Nachdruck vertreten.

Erhard Geyer hat dies auf-
gegriffen und ¹nach Jahren
der Stagnationª wieder eine
faire Beteiligung der Be-

Nach Jahren der
Stagnation Teilhabe an
der allgemeinen Ein-
kommensentwicklung

schäftigten des öffentlichen
Dienstes an der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung
eingefordert, d. h. konkret
eine Anpassung der Einkom-
men im öffentlichen Dienst
um 5%. Geyer legte dabei
die aktuellen Konjunktur-
prognosen zugrunde, die für
das Jahr 1999 von einem
Wirtschaftswachstum zwi-
schen 2 % und 2,3% und ei-
ner Preissteigerungsrate von
1,2% bis 1,5% ausgehen.

Weiteres zwingendes Argu-
ment: während im Zeitraum
von 1975 bis 1998 die Löhne
in der Privatwirtschaft um
über 35 % gestiegen sind,
lagen die realen Zuwachsra-
ten im öffentlichen Sektor,
hier konkret bezogen auf

die Gruppe der Beamten,
nur bei rund 12%.

Mit Nachdruck forderte
Geyer die Politik auf, eine
aktive Beschäftigungspolitik
zu betreiben und damit der
privaten Wirtschaft mit gu-
tem Beispiel voranzugehen.

Ein weiterer Schwerpunkt:
die Anpassung der Einkom-
men in den jungen Bundes-
ländern an das West-Ein-
kommen. ¹Wir erwarten des-
halb von den öffentlichen Ar-
beitgebern und Dienstherrn,
daû zum 1. Januar 2000 zu-
mindest eine Perspektiver-
klärung zur vollen Anglei-
chung der Einkommens- und
Beschäftigungsbedingungen
an das Westniveau erfolgtª,
forderte Geyer.

Dramatisch wachse der An-
passungsdruck in Berlin, wo
nach dem Regierungsum-
zug, je nach dem wo eine
Dienststelle gerade ihren
Sitz hat, ¹nicht mehr nach-
vollziehbare Sprünge in der
Bezahlung eintretenª.

Von allem hielt Bundesin-
nenminister Schily offenbar
wenig. ¹Bei der diesjährigen
Tarifrunde gibt es wenig zu
verteilen. Es sind allenfalls
knappe Lohnzuwächse zu
erhoffenª.

Die neue Bundesregierung
werde jedoch alles tun,
um die Ausbildungsanstren-

gung im öffentlichen Dienst
zu erhöhen.

Zum Berufsbeamtentum
verwies Schily auf die Koali-
tionsvereinbarung, die den
Status unangetastet läût.
Das Berufsbeamtentum ha-
be weiterhin einen festen
Platz in der Gesellschaft.

In einer Podiumsdiskussion
am 11. Januar 1999 haben
die Innenpolitiker von SPD,

Aktivierender Staat
statt schlanker Staat

CDU/CSU und F.D.P. den
Reformbedarf des öffentli-
chen Dienstes unterstrichen.
MdB Michael Bürsch (SPD)
empfahl die Abkehr vom
Leitbild des ¹Schlanken
Staatesª und die Zuwen-
dung zu einem ¹aktivieren-
den Staatª. Hierzu gehöre
auch die notwendige sachli-
che und finanzielle Ausstat-
tung des Staates, damit er
seine Aufgaben erledigen
könne. Klarheit über die Zu-
kunft des Berufsbeamten-
tums forderte MdB Wolf-
gang Zeitlmann (CSU) und
der beamtenpolitische Spre-
cher der F.D.P. Max Stadler.

Biedenkopf: Generationenver-
trag in der Zerreiûprobe

Die gewerkschaftspolitische
Arbeitstagung des Deut-

schen Beamtenbundes in
Bad Kissingen stand im Zei-
chen des dramatischen geo-
graphischen Wandels (¹Dia-
log der Generationen ± Eine
Utopie?ª).

Professor Herwig Birg vom
Institut für Bevölkerungsfor-
schung und Sozialpolitik der
Universität Bielefeld zeigte
die alarmierenden Fakten
auf. Infolge der niedrigen
Geburtenraten würde die
Bevölkerungszahl Deutsch-
lands ± ohne Ein- und Aus-
wanderungen ± von 82 Mio.
auf rund 50 Mio. schrump-
fen, während im gleichen
Zeitraum die Bevölkerungs-

Bevölkerungs-
rückgang belastet

Sozialkassen

zahl in der unmittelbaren
Nachbarschaft der EU, vor
allem in den südlichen An-
rainerstaaten des Mittel-
meers (Marokko, Algerien,
Tunesien, Lybien, ¾gypten,
Israel, Libanon, Syrien und
Türkei) von 223 Mio. auf 403
Mio. zunehmen würde.

Unter dieser Perspektive hat
der sächsische Ministerprä-
sident Professor Biedenkopf
deutlich gemacht, daû die
Grundlagen des Generatio-
nenvertrages bröckeln und
daher eine moralische Ver-
pflichtung für die nächste
Generation nicht mehr be-
stehe, den Vertrag fortzuset-
zen.

Der Geburtenrückgang zei-
ge, daû die erwerbstätige
Generation einen Teil ihres
notwendigen Beitrages zum
Generationenvertrag statt
dessen zum eigenen Kon-
sum gebraucht habe. Zudem
seien 15% des Bruttoin-
landsproduktes in die Schat-
tenwirtschaft gewandert
und damit ein entsprechen-
der Anteil den sozialen Si-
cherungssystemen entzogen
worden. Hinzu komme die
erfreulich hohe Lebenser-
wartung, die aber die Sy-
steme belaste. Das Verhält-
nis von einem Drittel der un-
ter 20jährigen zu einem
Sechstel der über 60jährigen
werde sich umkehren. In
zehn bis 15 Jahren werde

DBB setzt ¹Duftmarkenª
für die Einkommensrunde 1999
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Der Bundesvorsitzende Dieter Ondracek
bei einem Redebeitrag während der Kissinger Arbeitstagung
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die nächste Generation da-
her die Last des Generatio-
nenvertrages nicht mehr al-
leine tragen können.

Biedenkopf plädierte für
eine Grundsicherung, die
durch individuelle Vermö-
gensbildung ergänzt wer-
den müsse. Vordringlich sei
daher der ¹Dialog der Ge-
nerationenª, dem allerdings
± so Professor Ingo Richter
vom Deutschen Jugendinsti-
tut ± die geeignete Plattform,
nämlich der notwendige in-
stitutionelle Rahmen, fehle.
Die Jugend lehne weitge-
hend Institutionen, Vereine,
Gewerkschaften, und auch
Parteien ab.

¹Daû einer des anderen La-
ge versteheª war das Thema
eines Streitgesprächs von
Frau Professor Ursula Lehr,
Direktorin des Instituts für
Gerontologie an der Univer-
sität Heidelberg und Bun-
desfamilienministerin a. D.
mit der ¾rztin und Publizi-
stin Heidi Schüller. Die Jün-
geren, appellierte Frau Lehr,
müssen sich auch in die
Situation der ¾lteren verset-

zen. Denn sie hätten ein
funktionsfähiges Sozialsy-
stem aufgebaut, um daraus
nun die Früchte zu ziehen.
Die von den Jungen be-
klagte ¹Pflegelastª oder
¹Rentenlastª könne von den
Alten durchaus gekontert
werden mit Hinweisen auf
die von den Jüngeren verur-
sachten nachlassenden Ge-
burtenzahlen, auf weniger
Pflichtbewuûtsein, Arbeits-
moral und Belastbarkeit.

Einer nicht mehr kalkulier-
baren Zukunft sehe ± so Hei-
di Schüller ± die Jugend ent-
gegen. Eine zu lange Aus-
bildungsdauer, eine zu kur-
ze Erwerbsphase und eine
viel zu hohe durchschnitt-
liche Rentenbezugsdauer
kennzeichneten ihre alar-
mierenden Zukunftsper-
spektiven. Zudem seien die
Jüngeren neben den Ren-
tenbeiträgen mit einer Ex-
plosion der Gesundheits-
kosten konfrontiert. Schüller
forderte nachdrücklich, die
junge Generation mit Chan-
cen auszustatten und ihr
keine unerfüllbaren Ver-
pflichtungen zuzumuten.

14. Steuer-Gewerkschaftstag: Perspek-
tiven für das nächste Jahrtausend

Am 1. und 2. Juni 1999 tritt der 14. Steuer-Gewerkschafts-
tag, das höchste Beschluûorgan, in Lübeck zusammen.
Dort werden die gewerkschaftspolitischen Weichen für
die nächsten vier Jahre gestellt. Verbunden wird der
Steuer-Gewerkschaftstag mit einem ¹rundenª Geburts-
tag: am 1. Juni 1999 kann die DSTG auf 50 Jahre Gewerk-
schaftsarbeit zurückblicken. Sie wurde am 1. Juni 1949 als
Bund Deutscher Steuerbeamten in Beverungen (West-
falen) nach dem Kriege wiederbegründet.

Der Steuer-Gewerkschaftstag soll genutzt werden, die ei-
gene Geschichte als Plattform für eine Zukunftsperspekti-
ve zu nutzen. Die DSTG-Programmkommission hat unter
Vorsitz des stellvertretenden Bundesvorsitzenden Dr. Rai-
ner Ullrich unter Mitwirkung der DSTG-Ortsverbände die
¹Lübecker Plattformª erarbeitet, die dem 14. Steuer-Ge-
werkschaftstag als Grundsatzprogramm vorgelegt wird.
¹Starke Steuerverwaltung ± Garant für sozialen Friedenª
ist das Leitthema der ¹Lübecker Plattformª und zugleich
das Motto des 14. Steuer-Gewerkschaftstages.

In seinem ¹Weihnachts-Ortsrundbriefª hat der Bundes-
vorsitzende den Ortsverbänden herzlich gedankt ¹für die
vielen Anregungen, die konstruktive Kritik, aber auch die
Zustimmung zur ¹Lübecker Plattformª. Alle Anregungen
wurden umfassend in der Programmkommission disku-
tiert; die meisten von ihnen in den Entwurf eingebaut.

D er Bundesrat hat
dem Versorgungs-
reform-¾nderungs-

gesetz am 18. Dezember
1998 zugestimmt. Im einzel-
nen werden mit dem Gesetz
folgende Maûnahmen ver-
wirklicht:

I Das Inkrafttreten der Vor-
schriften des Versor-
gungsreformgesetzes 1998
über die Einführung
von Versorgungsabschlä-
gen für dienstunfähige
und schwerbehinderte Be-
amte, Richter und Solda-
ten sowie über die verbes-
serte Bewertung der im
Falle der Dienstunfähig-
keit zu berücksichtigen-
den Zurechnungszeit wird
bis zum 1. Januar 2001
hinausgeschoben. Ent-
sprechendes gilt für den
Wegfall der Erwerbsbe-
schränkung für schwer-
behinderte Beamte im
Antragsruhestand, in dem
diese sich derzeit un-
widerruflich verpflichten
müssen, vor Vollendung
des 63. Lebensjahres nicht
mehr als ein Siebtel der
monatlichen Bezugsgröûe
± z. Zt. 620 DM ± hinzuzu-
verdienen.

I Das Inkrafttreten der Re-
gelungen des Bundes-
besoldungs- und Versor-
gungsanpassungsgesetzes
1998 über den Wegfall der
Erwerbsbeschränkung für
schwerbehinderte Richter
im Antragsruhestand wird
ebenfalls bis zum 1. Ja-
nuar 2001 hinausgescho-
ben.

I Die Übergangsregelun-
gen des § 69 c Abs. 6 und 7
BeamtVG werden an den
neuen Zeitpunkt des
Inkrafttretens der Ab-
schlagsvorschriften u.a.
angepaût.

Hintergrund der Gesetzes-
änderung: Mit dem Renten-
reformgesetz 1999 wurde
Ende 1997 die schrittweise
Senkung des allgemeinen
Rentenniveaus eingeleitet.

Die Inanspruchnahme von
Erwerbsminderungsrenten
vor Vollendung des 63. Le-
bensjahres wurde dabei mit
einem Rentenabschlag ver-
bunden. Gleichzeitig wurde
die Altersgrenze für die In-
anspruchnahme einer Al-
tersgrenze für Schwerbehin-
derte auf das 63. Lebensjahr
angehoben. Bei vorzeitiger
Inanspruchnahme, die ab
Vollendung des 60. Lebens-
jahres möglich ist, wird
ebenfalls ein Rentenab-
schlag erhoben.

Diese Maûnahmen wurden
durch das Versorgungsre-
formgesetz 1998 wirkungs-
gleich auf die Beamten über-
tragen, wobei der Absen-
kung des Rentenniveaus die
Regelung zur Bildung von
Versorgungsrücklagen bei
Bund und Ländern gleichzu-
setzen wäre, während die
Regelungen zum Versor-
gungsabschlag bei Verset-
zung in den Ruhestand we-
gen Dienstunfähigkeit und
wegen vorzeitiger Pensio-
nierung eines Schwerbehin-
derten auf eigenen Antrag
den Rentenabschlägen bei
Erwerbsminderungsrenten
und bei vorzeitiger Inan-
spruchnahme einer Alters-
rente für Schwerbehinderte
entsprechen.

Da vorgesehen ist, das In-
krafttreten der genannten
Regelungen des Rentenre-
formgesetzes bis zum 1. Ja-
nuar 2001 hinauszuschie-
ben, sieht das vom Deut-
schen Bundestag am 10. De-
zember 1998 beschlossene
Gesetz zur ¾nderung des
Versorgungsreformgesetzes
1998 und anderer Geset-
ze (Versorgungsreform-¾n-
derungsgesetz ± VReform-
G¾ndG) vor, das Inkrafttre-
ten der entsprechenden Re-
gelungen für die Beamten
ebenfalls bis zu diesem Zeit-
punkt hinauszuschieben.
Die Regelungen über die
Bildung von Versorgungs-
rücklagen bleiben davon
unberührt.

Versorgungsreform
teilweise ausgesetzt
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Erhard Geyer
60 Jahre

Am 1. Januar 1999 konnte
der Bundesvorsitzende des
Deutschen Beamtenbundes
und ehemalige DSTG-Chef
Erhard Geyer sein 60. Le-
bensjahr vollenden. Kollege
Geyer hat in den Jahren
1987 bis 1995 die berufspoli-
tische Arbeit der DSTG ent-
scheidend geprägt ± nicht
nur auf Bundesebene, son-
dern auch auf Landesebene
und in der Stufenvertretung.

Im Jahre 1977 wurde er Vor-
sitzender des Bezirksperso-
nalrats bei der Oberfinanz-
direktion Koblenz ± und was
noch wichtiger ist: zugleich
Vorsitzender des Hauptper-
sonalrats beim Ministerium
der Finanzen von Rhein-
land-Pfalz in Mainz ± eine
Schlüsselfunktion im Be-
reich der gesamten Finanz-

verwaltung des Landes
Rheinland-Pfalz.

Zwei Jahre später wurde er
stellvertretender Vorsitzen-
der des DSTG-Landesver-
bandes Rheinland-Pfalz und
Mitglied des DSTG-Bun-
deshauptvorstandes. Der
9. Steuer-Gewerkschaftstag
wählte ihn im April 1979
zum stellvertretenden DSTG-
Bundesvorsitzenden. Ein Jahr
später wurde er auch Vorsit-

zender des DSTG-Landes-
verbandes Rheinland-Pfalz.

Der groûe Sprung in die
Bundespolitik gelang ihm
im Dezember 1987. Der
Bundeshauptvorstand wählte
ihn im Wege der Nachwahl
zum Nachfolger von Werner
Hagedorn, den der DBB-
Bundesvertretertag kurz zu-
vor zum DBB-Bundesvorsit-
zenden gekürt hatte.

Erhard Geyer war ein erfolg-
reicher Bundesvorsitzender.
Sein Verhandlungsgeschick
machte ihn zu einem ge-
achteten kompetenten Ge-
sprächspartner der Politik.
Zugleich war er ein stets
hilfsbereiter Kollege mit en-
gen Kontakten zu den Orts-
verbänden.

Seit 20 Jahren gestaltet Er-
hard Geyer auch die Politik
des Deutschen Beamten-
bundes aktiv mit ± zunächst
acht Jahre lang im Bun-

deshauptvorstand, ab 1987
als Bundesvorsitzender der
Deutschen Steuer-Gewerk-
schaft auch im DBB-Bundes-
vorstand.

Von der DSTG
zum DBB

Im November 1995 wurde er
vom DBB-Bundesvertreter-
tag zum Bundesvorsitzen-
den des Deutschen Beam-
tenbundes gewählt und da-
mit Nachfolger von Werner
Hagedorn. Auch in dieser
Eigenschaft ist Erhard Geyer
weiterhin Mitglied des
DSTG-Bundesvorstandes.

Der DSTG-Bundesvorsit-
zende Dieter Ondracek hat
Erhard Geyer herzlich zum
¹rundenª Geburtstag gratu-
liert. Am 8. Februar 1999
gibt es einen Geburtstags-
empfang in der Bad Godes-
berger Redoute ± ad multos
annos!

file F \opi\fein
Erhard Geyer
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Z um Jahreswechsel
gab es einige so-
zialversicherungs-

rechtliche ¾nderungen,
über die wir Sie im fol-
genden informieren wollen:

Neue Beitrags-
bemessungsgrenzen

Die Beitragsbemessungs-
grenze der gesetzlichen Ren-
tenversicherung der Arbeiter
und Angestellten erhöht
sich vom 1. Januar 1999 an

Bemessungsgrenzen
steigen

auf monatlich 8500,00 DM
West/7200,00 DM Ost. Für
die Erhebung der Beiträge

zur Arbeitslosenversiche-
rung gelten die gleichen Be-
träge. Der Beitragssatz für
die Rentenversicherung be-
trägt bis März 1999 20,3 v. H.
Zum 1. April 1999 ist eine
Beitragssatzabsenkung auf
19,5 v. H. geplant.

Die Beitragsbemessungs-
grenze der Krankenversi-
cherung, die gleichzeitig
auch die Krankenversiche-
rungspflichtgrenze ist, be-
trägt 75% der Beitragsbe-
messungsgrenze in der Ren-
tenversicherung. In West er-
höht sich die Grenze auf
6375,00 DM monatlich und
in Ost auf 5400,00 DM mo-
natlich. Die Beiträge für
freiwillig versicherte Ange-

stellte und Arbeiter werden
entsprechend angepaût.

Pflegeversicherung

Die ab 1. Januar 1999 für
die Krankenversicherung
geltenden Rechengröûen
(Beitragsbemessungsgrenze,
Geringfügigkeitsgrenze usw.)
gelten auch für die Pflege-
versicherung. Der Beitrags-
satz beträgt weiterhin 1,7 %.

Beiträge aus einmalig
gezahltem Entgelt

In der beitragsrechtlichen
Beurteilung von einmalig ge-
zahltem Arbeitsentgelt tritt
auch ab 1. Januar 1999 keine
¾nderung ein. Die Rechtmä-
ûigkeit bzw. Rechtswidrigkeit

der Beitragspflicht von Ein-
malzahlungen wird zur Zeit
vom Bundesverfassungsge-
richt geprüft.

Das Bundesverfassungsge-
richt (BVerfG) hatte mit Be-
schluû vom 11. Januar 1995
entschieden, daû die Bei-
tragserhebung aus Einmal-
zahlungen verfassungswid-
rig ist, sofern diese Bezüge
bei der Berechnung von
kurzfristigen Entgeltersatz-
leistungen (z. B. Kranken-
geld oder Arbeitslosengeld)
nicht berücksichtigt werden.
Gleichzeitig hatte das BVerfG
den Gesetzgeber aufgefordert,
spätestens vom 1. Januar 1997
an eine verfassungskonforme
Regelung zu treffen. Dieser
Aufforderung ist der Gesetzge-
ber nachgekommen. Aber be-
reits bei Inkrafttreten des Ge-
setzes gab es Bedenken, ob die
Neuregelung den Vorgaben
des BVerfG gerecht wird.

Aufgrund verschiedener
Prozesse wegen der bei-

Wichtige ¾nderungen in
der Sozialversicherung
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tragsrechtlichen Behand-
lung von Einmalzahlungen
wurde das BVerfG erneut
angerufen. Die Spitzenor-
ganisationen der Sozialver-
sicherung und die Gewerk-
schaften haben vereinbart,
die anhängigen Verfahren
als Musterprozesse zu füh-
ren. Sollte das BVerfG die
Beitragserhebung für nichtig
ansehen, haben die Kran-
kenkassen als Einzugsstel-
len für den Gesamtsozialver-
sicherungsbeitrag erklärt,
daû sie die Entscheidung des
BVerfG in den Musterpro-
zessen auch auf gleichge-
lagerte Sachverhalte anwen-
den werden. Dies soll auch
dann gelten, wenn bis zum
Abschluû der Musterstreit-
verfahren keine Widersprü-
che erhoben oder Beitrags-
erstattungsanträge gestellt
werden.

Die Ansprüche auf Erstat-
tung von Beiträgen, die von
Einmalzahlungen ab der

Geringverdiener-
grenze auf 630 DM

angehoben

Neuregelung vom 1. Januar
1997 an einbehalten wur-
den, können frühestens mit
dem 31. Dezember 2001 ver-
jähren. Sollten die versicher-
ten Arbeitnehmer aufgrund
der neuen Gesetzgebung ih-
re Beiträge rückerstattet be-
kommen, werden diese ent-
sprechend den gesetzlichen
Regelungen mit 4 v. H. ver-
zinst.

Geringverdienergrenze

Für das Jahr 1999 beträgt
die Geringverdienergrenze
± bis zu der der Arbeitge-
ber die Sozialversiche-
rungsbeiträge allein zu tra-
gen hat ± monatlich für
West 630,00 DM und für Ost
530,00 DM.

Wird die Geringverdiener-
grenze durch die Gewäh-
rung von einmalig gezahl-
tem Arbeitsentgelt über-
schritten, trägt der Arbeitge-
ber bis zu dem Betrag von
630,00 DM/530,00 DM den
Beitrag allein.

Zu beachten gilt, daû zum
1. April 1999 zu dieser The-

matik gesetzliche ¾nderun-
gen geplant sind.

Geringfügige
Beschäftigung

Eine geringfügig entlohnte
Beschäftigung liegt vor,
wenn diese regelmäûig we-
niger als 15 Stunden in der
Woche ausgeübt wird und
das Arbeitsentgelt den mo-
natlichen Grenzwert für
1999 von 630,00 DM West/
530,00 DM Ost nicht über-
steigt.

Bei höherem Entgelt sind
die Beschäftigungen versi-
cherungsfrei, wenn das Ar-
beitsentgelt 1/6 des Gesamt-
einkommens des Arbeitneh-
mers nicht übersteigt.

Unabhängig von der Höhe
des Entgelts und der wö-
chentlichen Arbeitszeit be-
steht Versicherungsfreiheit
auch dann, wenn die Be-
schäftigung innerhalb eines
Jahres seit Ihrem Beginn auf
längstens zwei Monate oder
50 Arbeitstage nach ihrer
Eigenart oder im voraus be-
grenzt ist.

Auch hier muû berücksich-
tigt werden, daû zum 1. April
1999 gesetzliche ¾nderun-
gen möglich sind.

Demographischer Faktor

Der mit dem Rentenreform-
gesetz 1999 (RRG 1999) ein-
geführte demographische
Faktor in der Rentenformel,

Demographischer
Faktor bei Renten-
formel eingefroren

der längerfristig zur Sen-
kung des Nettorentenni-
veaus auf 64 v. H. führen
würde, wird für das Jahr
1999 und 2000 ausgesetzt.
Dessen Wirkung tritt erst am
1. Januar 2001 in Kraft, so-
weit nicht durch ein Gesetz
etwas anderes geregelt wird.

Berufs- und Erwerbs-
unfähigkeitsrenten

Auch die Verschlechterun-
gen bei den Berufs- und
Erwerbsunfähigkeitsrenten
sowie die Heraufsetzung der
flexiblen Altersgrenze für

Schwerbehinderte von 60 auf
63 Jahre werden bis zu einer
Neuregelung ausgesetzt.

Entlastung der Renten-
versicherung durch
Beiträge des Bundes

Ab 1. Juni 1999 zahlt der
Bund ¹echteª Beiträge für
die Kinderversicherung. Da
die entsprechenden Lei-
stungsansprüche bereits
im geltenden Recht fest-
geschrieben sind, werden
keine zusätzlichen Ausga-
ben verursacht. Im Gegen-
zug wird der Regelbundes-
zuschuû zur gesetzlichen
Rentenversicherung um die
Erstattung für Kindererzie-
hungsleistungen gemindert,
da diese künftig durch di-
rekte Beitragszahlungen ge-
deckt sind.

Ab 1999 werden die Kosten
für die Auffüllbeträge bei
Rentenänderungen in den
neuen Bundesländern vom
Bund übernommen. Es
handelt sich hierbei um
Bestandsschutzzahlungen,
die im Zusammenhang mit
der Überleitung des Ren-
tensystems der ehemaligen
DDR in das bundesdeutsche
Rentenrecht eingeführt wor-
den sind. Auch die Aufwen-
dungen nach dem SED-
Unrechtsbereinigungsgesetz
für den Ausgleich erlittener
Rentennachteile sind nun-
mehr vom Bund zu tragen.
Beide Positionen werden ab
1999 nicht mehr auf den zu-
sätzlichen Bundeszuschuû
angerechnet, was zur Folge
hat, daû die Beitragszahler
von der Finanzierung allge-
meiner Staatsaufgaben ent-
lastet werden.

Zuzahlung
zu Arzneimittel

Die Zuzahlungen zu Arznei-
mittel werden von 9 DM,
11 DM und 13 DM auf 8, 9
und 10 DM gesenkt. Versi-

Zuzahlung bei Arznei-
mitteln abgesenkt

cherte, die wegen derselben
Krankheit in Dauerbehand-
lung sind und ein Jahr lang
Zuzahlungen in Höhe von
mindestens 1 v. H. der jährli-

chen Bruttoeinnahmen zum
Lebensunterhalt geleistet
haben, werden für die wei-
tere Dauer dieser Behand-
lung von den Zuzahlungen
völlig freigestellt.

¹Krankenhaus Notopferª
Das sogenannte ¹Kranken-
haus Notopferª von 20,00
DM pro Jahr zur Instandhal-
tung der Krankenhäuser wird
für die Jahre 1998 und 1999
aufgehoben und soll auf Dau-
er abgeschafft werden.

Wiederherstellung des
Sachleistungsprinzips
Für pflichtversicherte Mit-
glieder der gesetzlichen
Krankenversicherung wird
die Wahlmöglichkeit zwi-
schen Sachleistung und Ko-
stenerstattung wieder ge-
strichen.

Auch bei Zahnersatz und
kieferorthopädischer Be-
handlung wird die Einfüh-
rung der Kostenerstattung
aufgehoben und statt des
bisherigen Festzuschusses
beim Zahnersatz wieder die
Sachleistung der Kranken-
kasse eingeführt. Das hat
zur Folge, daû die Versicher-
ten, wie nach dem bis 1997
geltenden Recht, einen
Kostenanteil in Höhe von
50 v. H. zu tragen haben.
Darüber hinaus wird wieder
ein Bonus bei einer regelmä-
ûigen Zahnprophylaxe ge-
währt.

Nachteile für
Pensionäre

Verständnis für Proteste der
Beamten wegen ihrer
Schlechterstellung gegen-
über Rentenempfängern hat
der innenpolitische Spre-
cher der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion Erwin Mar-
schewski geäuûert. Die
neue Bundesregierung habe
zwar die Rentenreform mit
ihrer vorgesehenen Renten-
kürzung ausgesetzt, die auf
die Rentenkürzung zurück-
gehende Pensionskürzung
soll hingegen bestehen blei-
ben. Marschewski nannte
dies unlogisch und eine un-
gerechtfertigte Schlechter-
stellung der Beamten.
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Z ur Kritik des Bun-
desrechnungshofes
an der Steuerver-

waltung hat der Bundesvor-
sitzende Dieter Ondracek in
zahlreichen Pressegesprä-
chen klargestellt, wo die
Ursachen der Mängel lie-
gen: in der unzureichen-
den Personalausstattung der
Finanzämter durch eine seit
Jahrzehnten falsche Perso-
nalpolitik der Länder. Durch
die Arbeitsbelastung der Be-
schäftigten der Steuerver-
waltung stoûe die Aufga-
benerledigung an Grenzen,
die von der Politik verur-
sacht wurden.

Ondracek hat daher erneut
an die Finanzminister der
Länder appelliert, die Sach-
und Personalausstattung an
die wachsenden Aufgaben
anzupassen. Insbesondere
der Bundesfinanzminister
müsse in die Pflicht genom-
men werden, auf die Länder
in diesem Sinne einzuwir-
ken. Er produziere die Steu-
ergesetzgebung und könne
sich mit dem Hinweis auf die
Personalautonomie der Län-
der nicht aus der Verantwor-
tung stehlen.

Die Präsidentin des Bundes-
rechnungshofes hatte im
November in ihren Bemer-
kungen zur Haushalts- und
Wirtschaftsführung insbe-
sondere die Bearbeitung
von Investitionszulagefällen
durch die Finanzämter in
den alten Bundesländern,
die steuerliche Anerken-
nung von Spenden, die Be-
steuerung des Erwerbs neu-
er Kraftfahrzeuge aus Mit-
gliedstaaten der EU so-
wie die Unterstützung bei
der Umsatzsteuersonderprü-
fung kritisiert. Insbesondere
in das Visier der Präsidentin
sind die Steuerfahndungs-
stellen sowie die Buûgeld-
und Strafsachenstellen in
den neuen Bundesländern
genommen worden.

Sie würden nur mangelhaft
über die Verwaltungshilfe

durch die alten Bundeslän-
der unterstützt. Eine ähn-
liche Kritik betrifft die Buû-
geld- und Strafsachenstel-
len. Sie erfüllten ¹ihre Auf-
gaben zur Zeit nur unzu-
reichendª. Auch hier wird
die unzureichende Verwal-
tungshilfe durch die alten
Bundesländer kritisiert.

Im ¹Spiegelª vom 11. Januar
1999 hat Ondracek auf die
Ursachen der Miûstände
hingewiesen. So seien von
den 1500 Steuerfahndern
nur 165 in den neuen Bun-
desländern tätig. Zwar seien
auch in den alten Bundes-
ländern nicht genügend
Steuerfahnder vorhanden.
In den jungen Bundeslän-
dern sei das Miûverhältnis
zwischen Fahndern und Fäl-
len noch krasser. Dem
Fiskus entgingen jährlich
Steuern in dreistelliger Mil-
lionenhöhe. ¹Es fehlt ein-
fach am politischen Willenª
± so Ondracek im Spiegel.
Vielfach sei versäumt wor-
den, erfahrenen Fahndern
aus dem Westen gute Ange-
bote zu machen. Fehler hät-
ten auch die alten Bundes-
länder gemacht. Schon 1993
schränkten sie Unterstüt-
zung für die Steuerfahn-
dung im Osten drastisch ein.

Der Bundesrechnungshof
hat die Absicht des Bundes-
finanzministeriums begrüût,
¹sich für bundeseinheitliche
Leitlinien zur Vereinheitli-
chung der Abgabe von Fäl-
len an die Buûgeld- und
Strafsachenstellen einzuset-
zenª. Nachdrücklich hat der
Bundesrechnungshof seine
Forderung bekräftigt, die
Buûgeld- und Strafsachen-
stellen umgehend mit mo-
derner EDV und den erfor-
derlichen Programmen aus-
zustatten. Nicht zuletzt
müûte dem Bereich ¹Buû-
geld- und Strafsachenstellen
± Steuerfahndungª beim
Projekt ¹FISCUSª höchste
Priorität beigemessen wer-
den. Der Rechnungshof hat
das Bundesfinanzministeri-

um aufgefordert, sich dafür
einzusetzen, ¹daû die Ent-
wicklung der zentralen Pro-
gramme beschleunigt wird,
um sie früher als beabsich-
tigt in allen Ländern anwen-
den zu könnenª.

Sportfest für
Leichtathleten
in Hamburg

D er Betriebssportver-
band Hamburg und
die Betriebssportge-

meinschaft (BSG) beim FA
Hamburg-Blankenese feiern
in 1999 das 50jährige Be-
stehen.

Aus diesem Grund findet
am 29. Mai 1999 ein Jubi-
läums-Leichtathletik-Sport-
fest statt. Da leider nicht be-
kannt ist, ob auûerhalb
Hamburgs auch noch wei-
tere Finanzamts-Sportge-
meinschaften mit Leichtath-
letik-Abteilungen bestehen
oder Kollegen/innen in der
Leichtathletik aktiv sind,
möchte die BSG auf diesem
Wege Kontakte aufnehmen.

Die BSG würde sich freuen,
wenn sich Sportlerinnen
und Sportler bis zum 15. Fe-
bruar 1999 melden. Die
detaillierte Ausschreibung
wird sodann zugesandt. Bei
einer Quartiersuche wird
man natürlich behilflich
sein.

Auûer dem o. g. Sportfest
richtet die BSG seit 23 Jahren
einen CROSSLAUF aus, bei
dem ca. 700 Läufer/innen auf
drei verschiedenen Strek-
kenlängen (3 bis 9 Km) star-
ten. Der diesjährige Cross-
lauf fand am 30. Januar statt.

Tauschecke

StS aus Hessen (OFD Frank-
furt/Main ± FA Frankfurt)
sucht dringend Tauschpart-
ner/in aus Nordrhein-West-
falen (OFD Münster ± F¾
Höxter, Paderborn, War-
burg, Detmold oder Lemgo)
oder aus Niedersachsen
(OFD Hannover ± F¾ Holz-
minden, Nordheim oder
Göttingen).

StA aus Schleswig-Holstein
(OFD Kiel) sucht dringend
Tauschpartner/in aus dem
Bereich der OFD Nürnberg.

StI©in z.A. aus Berlin (OFD
Berlin) sucht dringend
Tauschpartner/in aus dem
Bereich der OFD Nürnberg
bzw. der OFD Erfurt.

StS©in aus NRW (OFD Düs-
seldorf ± FA in Düsseldorf)
sucht zum nächstmöglichen
Termin Tauschpartner/in aus
den Finanzämtern Köln-Ost,
Köln-Mitte, Köln-Süd, Köln-
Nord oder Köln-Altstadt.

StOI©in aus NRW (OFD Köln)
sucht dringend Tauschpart-
ner/in aus Baden-Württem-
berg (OFDen Stuttgart o.
Karlsruhe ± F¾ Mühlacker,
Pforzheim u. Umgebung).

StOS aus Nordrhein-West-
falen (OFD Düsseldorf, FA
Wuppertal) sucht Tausch-
partner/in aus dem Bereich
der OFD Erfurt (FA Gotha,
Erfurt o. Weimar).

StOS©in aus Nordrhein-West-
falen (OFD Düsseldorf) sucht
dringend Tauschpartner/in
aus dem Bereich der OFDen
Stuttgart oder Freiburg.

StOS aus Bayern (OFD
Nürnberg ± FA Kronach)
sucht Tauschpartner/in aus
dem Bereich der OFD Köln
(Finanzämter in Köln und
Umgebung).

StI©in aus Thüringen (OFD
Erfurt ± FA Erfurt) sucht drin-
gend Tauschpartner/in aus
dem Bereich der OFD Nürn-
berg (Finanzamt Hersbruck,
Nürnberg-Nord oder Zen-
tralfinanzamt Nürnberg).

StAI aus Baden-Württem-
berg (OFD Stuttgart ± FA
Heidenheim) sucht drin-
gend Tauschpartner/in aus
Sachsen-Anhalt (OFD Mag-
deburg ± F¾ Naumburg,
Zeitz, Merseburg, Halle.

Hamburger Betriebsprüfer
(StI) sucht Tauschparner/in
aus Schleswig-Holstein.

Personalmangel lähmt
die Steuerverwaltung

Kontaktadresse:
Uwe Matthiessen,
Finanzamt für Groûunter-
nehmen in Hamburg,
Amsinckstraûe 40,
20097 Hamburg,
Tel. (d): 040/ 4124-2071,

(p): 0 41 03/1 31 97.
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A uf Einladung des
Vorstandsvorsitzen-
den, Herrn Dieter

Kempf, informierte sich die
DSTG-Bundesleitung über
Innovationen und aktuelle
Tätigkeitsschwerpunkte der
DATEV eG. Die DATEV, die
1966 gegründet wurde, und
sich auf mittlerweile 5 groûe
und 13 kleinere Standorte
verteilt, befaût sich mit
der Datenverarbeitung und
Dienstleistung für die steu-
erberatenden Berufe und

Elektronische Über-
mittlung von Daten

zählt zu den gröûten Infor-
mationsdienstleistern und
Softwarehäusern in Deutsch-
land und auch in Europa.
Der Umsatz beläuft sich
mittlerweile auf ca. eine Mil-
liarde DM bei 4850 Mitar-
beitern und rund 37000 Mit-
gliedern.

Den Kernpunkt der Darle-
gung bildete die elektroni-
sche Datenübermittlung von
Steuererklärungsdaten und
Bescheiddaten. Nachdem
seit einigen Jahren Lohn-
steueranmeldungen und
Umsatzsteuervoranmeldun-
gen problemlos auf elektro-
nischem Weg an die Finanz-
verwaltung übermittelt wer-
den, geschieht dies zuneh-

mend auch bei Einkom-
mensteuer-, Gewerbe- und
Umsatzsteuererklärungen.
So ist in Bayern, Thüringen,
Sachsen, Sachsen-Anhalt
und mit Einschränkungen
auch in Hessen, Schleswig-
Holstein, Nordrhein-West-
falen und Rheinland-Pfalz
die elektronische Daten-
übermittlung von Steuer-
erklärungsdaten und Be-
scheiddaten für die Einkom-
mensteuer-, Gewerbesteuer-

In verschlüsselter
Form übertragen

und Umsatzsteuererklärung
möglich. Bei der Einkom-
mensteuer z. B. werden die
Daten der Mandanten im
Steuerberaterbüro erfaût,
berechnet und gegebenen-
falls gedruckt. Anschlieûend
werden die Erklärungsdaten
an das DATEV-Rechenzen-
trum gesendet und von dort
an die Rechenzentren der
Finanzverwaltungen in ver-
schlüsselter Form elektro-
nisch übertragen. Als ei-
ne Art ¹Ausweisª erhält
die Einkommensteuerer-
klärung eine Telenummer,
die sowohl an die Finanzver-
waltung mit den Einkom-
mensteuerdaten übermittelt
als auch auf den Formularen
gedruckt wird. Erst nach-
dem die unterschriebene

Schwarz/Weiû-Erklärung
beim Finanzamt eingereicht
wurde, kann der Sachbear-
beiter im Finanzamt mit Hil-
fe von Steuernummer und
Telenummer diese Steuerer-
klärung an seinem PC be-
arbeiten. Nachdem die Be-
scheiddaten der Finanzver-
waltung an das DATEV-Re-
chenzentrum rückübermit-
telt wurden, erfolgt dort der
Abgleich der Bescheiddaten
mit den Erklärungsdaten.
Abweichungen zwischen
der Steuererklärung und
dem Steuerbescheid können
dem Steuerberater an sei-
nem PC angezeigt werden.
Nach wie vor wird der
Steuerbescheid jedoch erst
nach schriftlicher Zustellung
wirksam.

Bayern konzipiert
System ¹ELSTERª

Eingegangen wurde auch
auf das auf Initiative des
Bayrischen Staatsministeri-
ums der Finanzen konzi-
pierte Verfahren ¹ELSTERª
(Elektronische Steuererklä-
rung). Ziel dieses Verfah-
rens ist es u. a., daû auch je-
der Bürger seine Steuerer-
klärung auf elektronischem
Weg abgeben kann, wenn
er dazu technisch in der La-
ge ist (PC, Modem). Hierzu
ist zwischenzeitlich ein Mo-
dul erstellt worden, der in
die Erklärungssoftware be-
liebiger Anbieter integriert
werden kann. Aufgabe des
Moduls ist es, die elektroni-
sche Übertragung von Er-
klärungsdaten anzustoûen

und eine komprimierte
Steuererklärung auszudruk-
ken, die mit allen Belegen
(vor allem der Lohnsteuer-
karte) beim Finanzamt ein-
zureichen ist. Auch dieses
Verfahren, das seit Anfang
des Jahres bei einigen aus-
gewählten Finanzämtern
möglich ist, kann auf Papier
nicht verzichten.

Ebenfalls interessant waren
die Darlegungen zu weiteren
Serviceangeboten der DA-
TEV, wie z. B. einem EDV-
Frühwarnsystem, durch das
via Online von der DATEV
Niederlassung die Funkti-
onsfähigkeit des EDV-Sy-
stems des Steuerberaters
automatisch überprüft und
dieser rechtzeitig auf mög-
liche Funktionseinschrän-
kungen aufmerksam ge-
macht wird.

Selbstveranlagung
ist nicht sinnvoll

Ein Meinungsaustauch hin-
sichtlich einer sogenannten
¹Selbstverwaltungª zeigte,
daû auch die DATEV die
ablehnende Haltung der
DSTG teilt, da die grund-
legenden Voraussetzungen
für eine Selbstveranlagung
in der Bundesrepublik
Deutschland nicht vorhan-
den sind.

DATEV und DSTG-Bundes-
leitung vereinbarten eine
Fortführung des für beide
Teile nutzbringenden Dia-
logs in regelmäûigen Ab-
ständen.

Dienstleistung im Steuerbereich

DSTG-Bundesleitung
besucht DATEV
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